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Die Delegationen erhalten in der Anlage den von verschiedenen Ausschiissen des Rates iiber-

arbeiteten und gebilligten Entwurf einer Empfehlung des Rates, der auf dem Kommissionsvorschlag

(COM(2016) 336 final) beruht.
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EMPFEHLUNG DES RATES
vom ...
zum nationalen Reformprogramm Luxemburgs 2016 mit einer Stellungnahme des Rates zum
Stabilititsprogramm Luxemburgs 2016

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union, insbesondere auf Artikel

121 Absatz 2 und Artikel 148 Absatz 4,

gestiitzt auf die Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates vom 7. Juli 1997 iiber den Ausbau der
haushaltspolitischen Uberwachung und der Uberwachung und Koordinierung der Wirtschafts-
politiken', insbesondere auf Artikel 5 Absatz 2,

auf Empfehlung der Europdischen Kommission,

unter Berlicksichtigung der EntschlieBungen des Européischen Parlaments,

unter Berticksichtigung der Schlussfolgerungen des Europdischen Rates,

nach Stellungnahme des Beschiftigungsausschusses,

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Finanzausschusses,

nach Stellungnahme des Ausschusses flir Sozialschutz,

nach Stellungnahme des Ausschusses fiir Wirtschaftspolitik,

! ABI. L 209 vom 2.8.1997, S. 1.
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in Erwédgung nachstehender Griinde:

(1

2

3)

Am 26. November 2015 nahm die Kommission den Jahreswachstumsbericht an, mit dem das
Européische Semester fiir wirtschaftspolitische Koordinierung 2016 eingeleitet wurde. Die
Priorititen des Jahreswachstumsberichts wurden am 17./18. Mérz 2016 vom Europiischen
Rat gebilligt. Am 26. November 2015 nahm die Kommission auf der Grundlage der Verord-
nung (EU) Nr. 1176/2011 des Europiischen Parlaments und des Rates® den Warn-
mechanismus-Bericht an, in dem sie Luxemburg nicht als einen der Mitgliedstaaten nannte,
fiir die eine eingehende Priifung durchzufiihren sei. Am selben Tag nahm die Kommission
auch eine Empfehlung fiir eine Empfehlung des Rates zur Wirtschaftspolitik des Euro-
Wahrungsgebiets an. Diese Empfehlung wurde am 18./19. Februar 2016 vom Européischen
Rat gebilligt und am 8. Mérz 2016 vom Rat verabschiedet®. Als Land, dessen Wihrung der
Euro ist, und angesichts der engen Verflechtungen zwischen den Volkswirtschaften in der
Wirtschafts- und Wahrungsunion sollte Luxemburg die vollstdndige und fristgerechte

Umsetzung der Empfehlung sicherstellen.

Der Lénderbericht Luxemburg wurde am 26. Februar 2016 verdffentlicht. Darin wurden die
Fortschritte Luxemburgs bei der Umsetzung der vom Rat am 14. Juli 2015 verabschiedeten
landerspezifischen Empfehlungen und bei der Verwirklichung seiner nationalen Ziele im

Rahmen von Europa 2020 bewertet.

Am 29. April 2016 tlibermittelte Luxemburg sein nationales Reformprogramm 2016 und sein
Stabilitatsprogramm 2016. Um wechselseitigen Zusammenhéngen Rechnung zu tragen,

wurden beide Programme gleichzeitig bewertet.

Verordnung (EU) Nr. 1176/2011 des Européischen Parlaments und des Rates vom
16. November 2011 tiber die Vermeidung und Korrektur makrodkonomischer
Ungleichgewichte (ABI. L 306 vom 23.11.2011, S. 25).

ABIL. C 96 vom 11.3.2016, S. 1.
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Die einschldgigen ldnderspezifischen Empfehlungen wurden bei der Programmplanung der
Européischen Struktur- und Investitionsfonds fiir den Zeitraum 2014-2020 berticksichtigt.
Gemal Artikel 23 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Européischen Parlaments und des
Rates* kann die Kommission einen Mitgliedstaat zur Uberarbeitung seiner Partnerschafts-
vereinbarung und der jeweiligen Programme und zur Unterbreitung von Anderungs-
vorschldgen auffordern, wenn dies fiir die Férderung der Umsetzung der einschldgigen
Empfehlungen des Rates notwendig ist. In den Leitlinien fiir die Anwendung von MalBBnahmen
zur Schaffung einer Verbindung zwischen der Wirksamkeit der europdischen Struktur- und
Investitionsfonds und der ordnungsgemifB3en wirtschaftspolitischen Steuerung hat die

Kommission erldutert, wie sie diese Bestimmung anzuwenden gedenkt.

Luxemburg unterliegt zurzeit der praventiven Komponente des Stabilitéts- und Wachstums-
pakts. In seinem Stabilititsprogramm 2016 veranschlagt Luxemburg fiir 2017 einen ausge-
glichenen Haushalt; anschlieBend sollen kleine Uberschiisse erreicht werden, die bis 2020

0,4 % des BIP betragen sollen. Das mittelfristige Haushaltsziel wird im gesamten Programm-
zeitraum weiterhin erfiillt. In seinem Stabilitdtsprogramm 2016 kiindigt Luxemburg jedoch
an, beim mittelfristigen Haushaltsziel von einem strukturellen Uberschuss von 0,5 % des BIP
bis 2016 auf ein strukturelles Defizit von 0,5 % des BIP ab 2017 tiberzugehen. Gemif dem
Stabilititsprogramm soll die Schuldenquote allmihlich auf 23,5 % des BIP im Jahr 2020
ansteigen. Das diesen Haushaltsprojektionen zugrunde liegende makrokonomische Szenario
ist plausibel, mit Ausnahme der Jahre 2017 und 2018, in denen es optimistisch ist. Ausgehend
von der Frithjahrsprognose 2016 der Kommission diirfte der strukturelle Uberschuss im Jahr
2016 auf 1,4 % des BIP und im Jahr 2017 auf 0,3 % des BIP sinken und damit weiterhin iiber
dem mittelfristigen Haushaltsziel liegen. Etwaige kiinftige Abweichungen wiirden vor dem
Hintergrund der Anforderung bewertet, den strukturellen Haushaltssaldo auf dem Niveau des
mittelfristigen Haushaltsziels zu halten, wobei auf die langfristige Tragfahigkeit der 6ffent-
lichen Finanzen, insbesondere im Bereich der Renten, zu achten ist. Ausgehend von seiner
Bewertung des Stabilitdtsprogramms und unter Beriicksichtigung der Frithjahrsprognose 2016
der Kommission ist der Rat der Auffassung, dass Luxemburg die Bestimmungen des Stabili-

téts- und Wachstumspakts voraussichtlich erfiillt.

Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Européischen Parlaments und des Rates vom

17. Dezember 2013 mit gemeinsamen Bestimmungen iiber den Europdischen Fonds fiir
regionale Entwicklung, den Europidischen Sozialfonds, den Kohésionsfonds, den
Europdischen Landwirtschaftsfonds fiir die Entwicklung des landlichen Raums und den
Europédischen Meeres- und Fischereifonds sowie mit allgemeinen Bestimmungen iiber den
Europdischen Fonds fiir regionale Entwicklung, den Européischen Sozialfonds, den
Kohisionsfonds und den Européischen Meeres- und Fischereifonds und zur Aufthebung der
Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 des Rates (ABI. L 347 vom 20.12.2013, S. 320).
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Die luxemburgischen Behorden haben die Grundziige einer umfassenden Steuerreform
bekannt gegeben, die 2017 in Kraft treten soll. Diese Reform sieht insbesondere Anderungen
im Bereich der direkten Besteuerung von Privatpersonen und Unternehmen vor. Ziel ist eine
schrittweise Absenkung des Korperschaftsteuersatzes (zur Steigerung der Wettbewerbsfahig-
keit) und eine progressivere Einkommensteuer (fiir mehr Gerechtigkeit). Gleichzeitig konnte
eine Erh6hung bestimmter Steueraufwendungen, insbesondere im Bereich des Wohnungs-
wesens, zu einer Verengung der Steuerbemessungsgrundlage fiihren. Des Weiteren kdnnten
sich einige internationale Entwicklungen auf die Gestaltung des Steuersystems in Luxemburg
auswirken, was zeigt, dass zumindest ein Teil der Steuereinnahmen ungewiss ist. Um die
Vorhersehbarkeit der Steuereinnahmen zu gewihrleisten, konnte die Steuerbemessungs-
grundlage noch erweitert werden, insbesondere durch eine Uberarbeitung der derzeit
niedrigen Besteuerung von Wohneigentum und durch einen stirkeren Riickgriff auf andere
Quellen wie Umweltsteuern. In dieser Hinsicht erméglicht die Abschaffung der Patentbox
eine gewisse Erweiterung der Korperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage. Annahme und
Umsetzung der Steuerreformen werden im Rahmen des Européischen Semesters auch weiter-

hin genau beobachtet.

Im Bewusstsein der Risiken, die mit der starken Abhéngigkeit vom Finanzsektor einhergehen,
haben die luxemburgischen Behorden versucht, die Wirtschaft zu diversifizieren. Das Poten-
zial zur ErschlieBung alternativer Wachstumsquellen steckt aufgrund der hohen Arbeitskosten
in Luxemburg in Tétigkeitsfeldern mit einer hoheren Wertschopfung. Eine erfolgreiche
Diversifizierung der luxemburgischen Wirtschaft hingt daher weitgehend von den Sektoren
ab, die weniger empfindlich auf das Niveau der Arbeitskosten reagieren. Hierbei handelt es
sich zumeist um die technologie- und wissensintensiven Bereiche Forschung und Innovation.
Ein weiterer Ausbau des bereits florierenden nichtfinanziellen Dienstleistungssektors konnte
ebenfalls zur Diversifizierung der Wirtschaft beitragen. Auch eine Verringerung oder Beseiti-
gung der bestehenden Investitions- und Innovationshemmnisse, die der wirtschaftlichen Ent-
wicklung im Wege stehen, wiirde Innovationspotenzial freisetzen und die Diversifizierung
fordern. Wihrend die offentlichen Investitionen iiber dem Durchschnitt des Euro-Wéhrungs-
gebiets liegen, werden immer noch zu wenig private Investitionen getétigt. Ein hohes Investi-
tionsniveau ist fiir die Wachstumsaussichten des Landes unerldsslich. Wie aus der Analyse im
Léanderbericht hervorgeht, ist Luxemburg das Land in der Union mit den restriktivsten Rege-
lungen in den Bereichen Unternehmensdienstleistungen und Einzelhandel. Die groten Ein-
schrankungen gibt es bei den Vorgaben fiir Beteiligungen, Stimmrechte und multidisziplinére
Tétigkeiten im Unternehmensdienstleistungssektor sowie bei den Betriebs- und Nieder-

lassungsanforderungen im Einzelhandel.
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Der stetige Anstieg der Hiuserpreise in den letzten Jahrzehnten kénnte zusammen mit der
prognostizierten starken Bevolkerungs- und Beschéftigungsentwicklung in den kommenden
Jahren zu einem Engpass fiithren, der sich nachteilig auf den vorhergesagten Anstieg der
Bevolkerungszahlen und des Arbeitskrifteangebots auswirkt. Diese Prognose ist umso wahr-
scheinlicher, als die Wirtschaft in weiten Teilen von der Leistung hochqualifizierter Arbeits-
krifte aus den Nachbarldndern abhéngig ist, die etwa ein Drittel aller Erwerbstétigen aus-
machen. Die Dynamik der Wohnimmobilienpreise entsteht durch ein Ungleichgewicht
zwischen Angebot und Nachfrage, das insbesondere auf den Mangel an verfligbarem und
bezahlbarem Wohnraum zuriickzufiihren ist. Fehlendes Land fiir Neubauten sowie sub-
optimale Baugenehmigungsverfahren behindern die Flexibilitdt des Wohnraumangebots.
Auch ist es wahrscheinlich, dass angesichts des starren Wohnraumangebots ein Grofteil der
derzeit verfligbaren Steuervergiinstigungen in die Wohnpreise kapitalisiert wird. Ferner
konnten groBBere Anstrengungen bei der Bereitstellung von Sozialwohnungen zu erschwing-
lichen Preisen unternommen werden. Nicht nur halten die aktuellen Bedingungen auf dem
Immobilienmarkt Haushalte davon ab, ihren Wohnsitz in Luxemburg zu begriinden, sondern
sie verschirfen auch das Problem der Verkehrsiiberlastung und Umweltverschmutzung. Die
neuen demografischen Prognosen aus dem Bericht 2015 iiber die Bevolkerungsalterung
machen die Dringlichkeit deutlich, mit der Investitionsengpésse in den Bereichen Verkehr
und Wohnungsbau beseitigt werden miissen, und sollten in die kommenden vier sektoralen

Pléane zu Wohnungswesen, Verkehr, Gewerbegebiete und Landschaften einflieBen.

Die Tatsache, dass in einigen Sektoren die Lohnentwicklung nicht mit der Produktivitats-
entwicklung korreliert, kann ein Hindernis fiir die wirtschaftliche Diversifizierung darstellen.
Dies schriankt die Sektoren weiter ein, so dass im Wesentlichen nur die Branchen mit hoher
Wertschdpfung tibrig bleiben. Im Laufe der letzten zehn Jahre sind die Lohnstiickkosten in
Luxemburg schneller angestiegen als in den meisten Mitgliedstaaten des Euro-Wiahrungs-
gebiets. Eine fiir die gesamte Wirtschaft giiltige automatische Lohn-/Gehaltsindexierung triagt
zur Einschrankung des Lohngefilles zwischen den Sektoren bei und kann dazu fiihren, dass
Unterschiede bei der Arbeitsproduktivitit unberiicksichtigt bleiben. Das anhaltend niedrige
Inflationsumfeld hat die automatische Indexierung hinausgezogert und zu moderaten Lohn-
und Gehaltsentwicklungen gefiihrt. Infolge der schwachen Lohn- und Gehaltsentwicklungen
und der Produktionssteigerung haben die Einbulen bei der Kostenwettbewerbsfahigkeit nach-
gelassen. In diesem Zusammenhang ist eine Beobachtung der Lohn- und Gehalts-

entwicklungen gerechtfertigt.
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Auf lange Sicht bleiben die altersbedingten Verbindlichkeiten, insbesondere in Bezug auf die
Kosten der Altersversorgung, ein Risiko. Bei der SchlieBung der Liicke zwischen dem
gesetzlichen und dem tatsidchlichen Renteneintrittsalter hat Luxemburg durch die Ein-
schrinkung der Vorruhestandsregelungen begrenzte Fortschritte gemacht. Im Juli 2015 wurde
dem Parlament ein Gesetzentwurf zur Anderung der Vorruhestandsregelungen vorgelegt.
Zwar wird eine Regelung abgeschafft, doch werden andererseits die Zugangsvoraussetzungen
fiir andere Vorruhestandsregelungen teilweise gelockert. Im Juli 2015 wurde ein Gesetz zur
Wiedereingliederung von Arbeitnehmern mit eingeschriankter Arbeitsfahigkeit verabschiedet,
das seit dem 1. Januar 2016 in Kraft ist. Dieses schuf mehr Moglichkeiten fiir Arbeitnehmer
mit eingeschrinkter Arbeitsfihigkeit, in einem Beschéftigungsverhéltnis zu bleiben, so dass
die Zahl der Menschen, die eine Vorruhestandsregelung in Anspruch nehmen, voraussichtlich
zurlickgeht. Der Vorruhestand ist nach wie vor weit verbreitet und es gibt nur bedingt Anreize
fiir einen ldngeren Verbleib in der Berufstitigkeit. Es fehlt nach wie vor an einer umfassenden
Alterspolitik, um dltere Arbeitnehmer ldanger in einem Beschiftigungsverhiltnis zu halten und
Anreize und Qualifikationen fiir die berufliche Wiedereingliederung anzubieten. Der soge-
nannte "Alterspakt" zur Forderung der Beschéftigung élterer Arbeitnehmer in Unternehmen
mit mehr als 150 Beschéftigten wird derzeit noch im Parlament erortert.

Gemal der Rentenreform von 2012 sollte alle fiinf Jahre ein Kontroll- und Bewertungs-
verfahren beziiglich der Nachhaltigkeit des Rentensystems durchgefiihrt werden. Die
Regierung bekriftigte ihre Absicht, die urspriinglich fiir 2017 geplante Bewertung auf 2016
vorzuziehen; dazu hat sie eine Arbeitsgruppe zur Rententhematik eingesetzt, die mit der
Durchfiihrung der Bewertung betraut wurde. Keinerlei Fortschritte gab es bei der seinerzeit
vom Rat empfohlenen Kopplung des gesetzlichen Renteneintrittsalters an die Lebens-
erwartung. Luxemburg ist der einzige EU-Mitgliedstaat, in dem keine weitere Anhebung des
gesetzlichen Alters des Eintritts in den Ruhestand bzw. Vorruhestand fiir den Zeitraum 2013-
2060 festgelegt wurde. Zwar wurde in dem Bericht 2015 {iber die Bevolkerungsalterung der
prognostizierte Anstieg der alterungsbedingten Ausgaben nach unten korrigiert; dies geht
jedoch nicht auf Reformen, sondern fast ausschlielich auf die giinstigeren demografischen
Prognosen zuriick. Selbst nach der Korrektur nach unten bleibt der Anstieg der Renten-
ausgaben der hochste in der Union. Dariiber hinaus ergeben sich fiir Luxemburg Risiken im
Zusammenhang mit dem erwarteten Anstieg der Langzeitpflegekosten, die im Verhiltnis zum
BIP zu den hochsten aller Mitgliedstaaten gehoren. Dies wiederum scheint darauf zuriick-
zugehen, dass Luxemburg voraussichtlich den héchsten Anstieg des Anteils der abhédngigen
Bevolkerung in der Union bis 2060 verzeichnen wird. Es wurden erste Arbeiten hinsichtlich
einer Reform durchgefiihrt, die eine langfristige Tragfahigkeit der Pflegeversicherung

gewdhrleisten soll.
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Im Rahmen des Europdischen Semesters hat die Kommission die Wirtschaftspolitik
Luxemburgs umfassend analysiert und diese Analyse im Landerbericht 2016 veroffentlicht.
Sie hat auch das Stabilitidtsprogramm und das nationale Reformprogramm sowie die Mal3-
nahmen zur Umsetzung der an Luxemburg gerichteten Empfehlungen der Vorjahre bewertet.
Dabei hat sie nicht nur deren Relevanz fiir eine auf Dauer tragfahige Haushalts-, Sozial- und
Wirtschaftspolitik in Luxemburg beriicksichtigt, sondern angesichts der Notwendigkeit, die
wirtschaftspolitische Steuerung der EU insgesamt durch auf EU-Ebene entwickelte Vorgaben
fiir kiinftige nationale Entscheidungen zu verstiirken, auch deren Ubereinstimmung mit EU-
Vorschriften und -Leitlinien beurteilt. Die Empfehlungen im Rahmen des Européischen

Semesters spiegeln sich in den nachstehenden Empfehlungen 1 und 2 wider.

Vor dem Hintergrund dieser Bewertung hat der Rat das Stabilitdtsprogramm gepriift und ist
zu der Auffassung’ gelangt, dass Luxemburg den Stabilitits- und Wachstumspakts voraus-

sichtlich einhilt —

5

Gemail Artikel 5 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1466/97.
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EMPFIEHLT, dass Luxemburg 2016 und 2017

1.  die langfristige Tragfahigkeit des staatlichen Altersvorsorgesystems gewéhrleistet, indem das
tatsdchliche Renteneintrittsalter angehoben wird, die Vorruhestandsregelungen eingeschréankt
und mehr Anreize fiir einen lingeren Verbleib in der Berufstétigkeit geschaffen werden sowie

das gesetzliche Renteneintrittsalter an die verdnderte Lebenserwartung angepasst wird;
2. Investitions- und Innovationshemmnisse beseitigt, die die wirtschaftliche Entwicklung im

Unternehmensdienstleistungssektor bremsen, sowie gegen Engpésse vorgeht, die Investi-

tionen in den Wohnungsbau hemmen.

Geschehen zu Briissel am [...]

Im Namen des Rates
Der Prdsident
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	unter Berücksichtigung der Schlussfolgerungen des Europäischen Rates,

